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amt der steiermärkischen Landesregierung
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	An alle Bezirkshauptmannschaften,

die Exposituren Bad Aussee und Gröbming,

den Magistrat der Landeshauptstadt Graz 

und alle Gemeindeämter


	(
Rechtsabteilung 7

Gemeinden und 

Gemeindeverbände

Wahlen und Volksrechte

Bearbeiter Dr. Kindermann

Tel.: (0316) 877-2714 

Fax (0316) 877-4283

E-Mail: post@ra7.stmk.gv.at

Bei Antwortschreiben bitte 

Geschäftszeichen (GZ) anführen



	GZ: 
	7- 482 – 101/95 - 41
	
	     
	Graz, am 13. März 1998

	Ggst.:
	Behauptete EU‑Widrigkeit der
Getränkeabgabe,

Aussetzung der Entscheidung,

verfahrensrechtliche Vorgangsweise.


Die Abgabenbehörden der Gemeinden wurden und werden immer häufiger mit der behaupteten EU‑Widrigkeit der Getränkeabgabe seit dem 1. Jänner 1995 (Zeitpunkt des EU‑Beitrittes Österreichs) konfrontiert. Konkret wird dabei von den Abgabepflichtigen ein Widerspruch der Getränkeabgabe zu Artikel 33 der 6. Mehrwertsteuerrichtlinie und zu Artikel 3 der Verbrauchsteuerrichtlinie angenommen. Die gegenständliche Rechtsfrage wurde vom Verwaltungsgerichtshof mit Beschluß vom 18. Dezember 1997, Zlen: 97/16/0021 und 97/16/0221, dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften zur Vorabentscheidung vorgelegt. Im Interesse einer einheitlichen Vorgangsweise der damit befaßten Gemeindebehörden wird von der Aufsichtsbehörde in Absprache mit dem Stmk. Gemeindebund und der Wirtschaftskammer für Steiermark folgende verfahrensrechtliche Vorgangsweise vorgeschlagen:

Die Gemeindebehörden werden im Falle der Einreichung von Nullerklärungen bzw. unzutreffenden Abgabeerklärungen im Sinne des § 153 Abs. 2 erster Satz LAO die Abgabe im zutreffenden Ausmaß mittels Abgabenbescheid des Bürgermeisters für den verfahrensgegenständlichen Zeitraum festzusetzen haben. Sollte gegen diese behördliche Festsetzung von den Abgabepflichtigen Berufung mit der Begründung der EU‑Widrigkeit der Getränkeabgabe erhoben werden, so hätte aus Gründen der Prozeßökonomie und um zu vermeiden, daß gleiche Rechtsfragen nebeneinander in verschiedenen Verfahren behandelt bzw.

gelöst werden müssen, die Abgabenbehörde II. Instanz die Aussetzung der Entscheidung zu verfügen. 

§ 211 Abs. 1 der Stmk. Landesabgabenordnung ‑ LAO, LGBl.Nr. 158/1963 in der letzten Fassung des Gesetzes LGBl.Nr. 29/1994, eröffnet die Möglichkeit, die im Land Steiermark anhängigen Abgabenverfahren, die das selbe Ziel verfolgen, auszusetzen. Ist dieser Bestimmung zufolge ‑ wegen einer gleichen oder ähnlichen Rechtsfrage eine Berufung anhängig oder schwebt sonst vor einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde ein Verfahren, dessen Ausgang von wesentlicher Bedeutung für die Entscheidung über die Berufung ist, so kann die Entscheidung über diese unter Mitteilung der hiefür maßgebenden Gründe ausgesetzt werden, sofern nicht überwiegende Interessen der Partei entgegenstehen.

In Ausnützung dieser Gesetzesregelung sollte durch die Abgabenbehörde II. Instanz (Berufungskommission der Landeshauptstadt Graz, Gemeinderat) eine Aussetzung der Entscheidung ausgesprochen werden; dadurch können Widersprüche mit anderen Entscheidungen, Verfahren zur nachträglichen Aufhebung, Beseitigung von Diskrepanzen und Angleichung an bestimmte Entscheidungen vermieden werden. Voraussetzung für die Inanspruchnahme des obgenannten Rechtsinstitutes ist die Erfüllung folgender Tatbestandslemente:

1. ein offenes Berufungsverfahren bei der Abgabenbehörde II. Instanz

2. ein anhängiges Verfahren, dessen Ausgang für die Berufungserledigung von wesentlicher Bedeutung ist, und

3. der Aussetzung "nicht überwiegende Interessen der Partei entgegenstehen".

Obwohl die Berufungsbehörde nicht verpflichtet ist, das Verfahren mit Bescheid auszusetzen, wäre es im Sinne der Rechtssicherheit doch zweckmäßig (Aufschub der Entscheidungspflicht und damit Vermeidung von Säumnisbeschwerden), das Abgabenverfahren förmlich (daher mit Bescheid) auszusetzen. Da eine Vorabentscheidung des Europäischen Gerichtshofes allgemein und nicht nur im Anlaßfall zu beachten sein wird, erscheint es im Interesse der Partei eines anhängigen Getränkeabgabeverfahrens nicht geboten, daß ihr Abgabenfall zur Wahrung ihrer Interessen selbst Anlaßfall wird; es ist daher kein Grund zu erkennen, daß diese beabsichtigte Maßnahme einem (überwiegenden) Interesse der Partei entgegensteht.

Nach Beendigung des Verfahrens und damit verbunden Klärung der Rechtsfrage, ob innerstaatliches (Bundes‑ und Landes‑)Recht durch die maßgeblichen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechtes verdrängt wurde, durch den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften bzw. in weiterer Folge durch den Verwaltungsgerichtshof, ist das unterbrochene Berufungsverfahren von Amts wegen fortzusetzen. Die Rechtsmittelbehörde hat sodann innerhalb von 6 Monaten ab dem Zeitpunkt der Beendigung des präjudiziellen Verfahrens zu entscheiden.

Abschließend wird darauf hingewiesen, daß nach § 198 LAO durch Einbringung einer Berufung die Wirksamkeit eines angefochtenen Bescheides nicht gehemmt, insbesondere die Einhebung und zwangsweise Einbringung einer Abgabe nicht aufgehalten wird. Abgabenbescheide entfalten dem vorzitierten Paragraphen zufolge ihre volle Wirksamkeit bereits mit ihrer Rechtskraft im materiellen Sinn (somit in der Regel mit Zustellung). Eingebrachte Berufungen berühren die Wirkungen des bekämpften Bescheides nicht. Insbesondere wird die Einhebung und zwangsweise Einbringung der Abgaben, deren festsetzender Bescheid mit Berufung angefochten ist, hiedurch nicht aufgehalten. Die Berufung hat somit keinen Einfluß auf den Eintritt der Fälligkeit und auf die Vollstreckbarkeit der Abgabenschulden (vgl. Erkenntnis des VwGH vom 27. Februar 1992, ZI. 91/17/0137).

Aussetzungsanträge nach § 161 a LAO (bzw. Stundungsansuchen bis zur Rechtsmittelentscheidung) im Zusammenhang mit Berufungen gegen Festsetzungsbescheide waren abzuweisen, weil das Rechtsmittel nach Lage des Falles wenig Erfolg versprechend erscheint.

Sowohl vom Materiengesetz (§ 13 Abs. 1, Verkürzung). als auch von der LAO, (§ 240 Abs. 1 lit. a, nicht rechtzeitige Abgabenentrichtung) ist ein Zuwiderhandeln gegen Abgabenbestimmungen unter. Strafdrohung gestellt, weshalb solche Fiskaldelikte bei der zuständigen Strafbehörde (Magistrat, Bezirksverwaltungsbehörde) von der Abgabenbehörde anzuzeigen sind.

Dazu kommt noch für den Fall, daß die Getränkeabgabe nicht spätestens am Fälligkeitstag entrichtet wurde, jedenfalls die Verpflichtung des Abgabenschuldners zur Entrichtung eines Säumniszuschlages eingetreten ist.

Für die Steiermärkische Landesregierung:

Der Abteilungsvorstand:

(Hofrat Dr. Heinz Schille)

Ergeht nachrichtlich an:

1. den Stmk. Gemeindebund, Burgring 18, 8010 Graz;

2. den Österreichischen Städtebund, Landesgruppe Steiermark, Hans‑Resel‑Gasse 6, 8020 Graz;

3. die Kammer der gewerblichen Wirtschaft für Steiermark, Körblergasse 111‑113, 8010 Graz;

4. die Kammer der Wirtschaftstreuhänder, Landesstelle Steiermark, Schönaugasse 8a, 8010 Graz.

